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Gesetz zur Errichtung einer Schiffsunfalldatenbank und zur Änderung
des Seefischereigesetzes

Drucksache: 422/13

I. Zum Inhalt des Gesetzes

Mit dem Schiffsunfalldatenbankgesetz (SchUnfDatG) wird eine gesetzliche
Grundlage zur Errichtung eines elektronischen Datenbanksystems für Schiffs-
unfälle geschaffen. Durch die neue Datenbank wird die statistische Erfassung,
Bearbeitung und Auswertung von Schiffsunfällen erheblich verbessert. Die
Datenbank dient u. a. der Unfallforschung sowie der Erteilung von Auskünften
bei Ordnungswidrigkeiten.

Die Datenbank beinhaltet sämtliche Unfälle auf deutschen See- und Binnen-
wasserstraßen und umfasst damit erstmalig auch Unfälle von Sportfahrzeugen
untereinander und von Sportfahrzeugen mit Fahrzeugen der Güterschifffahrt.

Eine Inbetriebnahme der Datenbank ist für 2014 vorgesehen.

II. Zum Gang der Beratungen

Der Bundesrat hatte in seiner 908. Sitzung am 22. März 2013 dahingehend
Stellung genommen, dass die zur Sicherung von Kreuzungsbauwerken über
Bundeswasserstraßen gegen Schiffsanprall erforderlichen Maßnahmen mittels
statistischer Auswertung von Unfalldaten festzulegen und mit Hilfe der
Schiffsunfalldatenbank die dafür erforderliche Datenbasis zu schaffen seien.
Ferner solle der Geltungsbereich des Gesetzes auf Unfälle mit Seeschiffen unter
deutscher Flagge außerhalb des deutschen Küstenmeeres erweitert und eine
Rechtsgrundlage zur Datenerhebung im Schiffsunfalldatenbankgesetz ge-
schaffen werden.

Der Deutsche Bundestag hat das Gesetz am 16. Mai 2013 in entsprechend
geänderter Fassung verabschiedet. Damit wird die gesetzliche Grundlage zur
Errichtung eines elektronischen Datenbanksystems für Schiffsunfälle ge-
schaffen. Sämtliche Unfälle auf deutschen See- und Binnenwasserstraßen des
Bundes einschließlich der Unfälle mit Beteiligung von Sportfahrzeugen werden
durchgängig erfasst. Das Unfallgeschehen wird künftig im Hinblick auf
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Gefahrenpotenziale, Unfallschwerpunkte und Mängel an Verkehrswegen,
Schiffen und am Regelwerk systematisch ausgewertet.

III. Empfehlungen der Ausschüsse

Der Verkehrsausschuss empfiehlt dem Bundesrat, zu dem Gesetz einen Antrag
gemäß Artikel 77 Absatz 2 des Grundgesetzes nicht zu stellen.


